
Nicht hinzunehmen ist u.a.:

g Alle werden auf die (bayerische)
Leitkultur verpflichtet (Präambel)

g Wer eingewandert ist, wird zur
unabdingbaren Achtung der Leitkul-
tur verpflichtet (Art.1), hat die Inte-
grationspflicht (Art. 1, Satz 2),
bekommt jedoch keinerlei Rechte
aus diesem Gesetz. (Art.17)

g Bei der Begriffsbestimmung wer-
den alle Einwandererinnen und Ein-
wanderer genannt – selbst
diejenigen, die längst die deutsche
Staatsbürgerschaft besitzen, aber
„zumindest einen Eltern- oder
Großelternteil haben“, der einge-
wandert ist – der ‚Viertelseinwande-
rer‘ ist damit geschaffen. (Art. 2
Begriffsbestimmungen)

g Die Beherrschung der deutschen
Sprache wird zur Sollvorschrift (Art.
4 Abs. 2) – „wer gegen diese Oblie-
genheit verstößt, kann nicht damit
rechnen, dass die daraus entstehen-
den Folgekosten von der Allgemein-
heit getragen werden“. 
(Begründung, S. 21)  

g Wer den Sprachkurs nicht „er-
wartbar“ bewältigt, wird nachträg-
lich zur Erstattung der Kosten ver-
pflichtet. (Art. 4, Abs. 3)

g Wer bei Behörden eine*n Dol-
metscher*in braucht, muss ihn in
Zukunft gegebenenfalls selbst be-
zahlen. (Art. 4, Abs. 4)

g Ob Kindergarten oder Schule:
Alle werden auf die Leitkultur ver-
pflichtet (Art. 6, Art. 7, Art. 8, Be-
gründung S. 22), Unternehmer
erhalten staatliche Fördergelder für
Leitkultur-Kurse. (Art.9)

g Kinder in Abschiebezentren sind
aus der Schulpflicht und damit fak-
tisch aus der Schule ausgeschlossen.
(Art. 17a/Änderung des Bayerischen
Gesetzes über das Erziehungs- und
Unterrichtswesen, Art. 35, Abs. 2)

g Postuliert wird der Grundsatz
„Schulrecht folgt dem Asylrecht“ –
jede Verschlechterung im Asylrecht
wird unmittelbar auf die Kinder
übertragen. (Begründung Art. 17a,
Abs. 5 BayEuG, Abs. 2)

g Statt Rundfunkfreiheit: Die Me-
dien werden per Sollvorschrift auf
die Leitkultur verpflichtet. (Art.10)

g Statt eigener Wahl des Wohnorts:
Selbst anerkannten Asylberechtigten
soll der Wohnort vorgeschrieben
werden können (Art. 11) – obwohl
Bayern dazu gar nicht ermächtigt ist.
(Art.11/Begründung S. 24)

g Statt Wohnungen für alle: Das
Innenministerium erhält in ganz
Bayern das Recht, über die Vergabe
jeder einzelnen öffentlich geförder-
ten Wohnung zu bestimmen, um
„dafür Sorge zu tragen, dass mög-
lichst nur Wohnungssuchende be-
nannt werden, deren Zuzug
einseitige Bewohnerstrukturen
weder schafft noch verfestigt.“ (Art.
17a, Abs. 7; Bayerisches Wohnungs-
bindungsgesetz Art. 5, Satz 5) Aus-
drücklich bezieht sich dies auf
Einwanderer und auf „unterschiedli-
che Bildungs-, Einkommensschich-
ten oder Milieus“. (Begründung zu
Art. 17a, Abs.7 Änderungen, Bayr.
Wohnungsbindungsgesetz Art. 5)
Eine Klage ist zwecklos, da sie keine
aufschiebende Wirkung hat. (Art.5a)

g Die Sicherheitsbehörden sollen
auch diejenigen verfolgen, denen
keine Straftat oder Ordnungswidrig-
keit zur Last gelegt werden kann,
die aber durch „demonstrative Re-
gelverstöße“ auffallen (Art. 13/1)
oder durch „offenkundig rechtswid-
riges Verhalten erkennen lassen,
dass ihnen die Rechts- und Werte-
ordnung in ihren Grundsätzen un-
bekannt oder gleichgültig ist“. (Art.
13/2) Ihnen soll ein „Grundkurs
über die Werte der freiheitlich de-
mokratischen Grundordnung“ auf-
erlegt werden – wer daran nicht
teilnimmt, wird mit einer Geldbuße
belegt. (Art. 13/3)

g Ohne Nachweis einer Straftat soll
bis zu 50.000 Euro Geldbuße (!)
auferlegt bekommen können, wer
die „geltende verfassungsmäßige
Ordnung“ missachtet und einer
damit „nicht zu vereinbarenden
Rechtsordnung“ folgt. (Art.14)

g Asylunterkünfte werden mit
Orten der Kriminalität gleichgestellt,
das heißt, Menschen in Unterkünf-
ten von Asylbewerber*innen oder

„unerlaubt Aufhältigen“ können
ohne Anlass Personenkontrollen
(Art. 13, Abs.1 Nr. 2 PAG) unterzo-
gen werden. Wohnungen können
ohne richterlichen Durchsuchungs-
beschluss jederzeit, also Tag und
Nacht, durchsucht werden. (Art. 23,
Abs. 3 PAG)

g In Schwimmbädern, Bibliotheken
und anderen öffentlichen Einrich-
tungen soll gelten: „Die Zulassung
nicht freizügigkeitsberechtigter Aus-
länder kann von einer vorherigen
Belehrung und dem ausdrücklichen
Anerkenntnis der bestehenden Vor-
schriften abhängig gemacht wer-
den.“ Da man niemandem seinen
Aufenthaltsstatus ansieht, können
Beschäftigte in den Einrichtungen
dazu gezwungen werden, alle „aus-
ländisch Aussehenden“ auf ihren
Aufenthaltsstatus zu kontrollieren
und ggf. zu belehren und bei Wei-
gerung den Zugang zu verweigern. 
(Art. 17a zur Einführung von Art.
21, Abs.5 Gemeindeordnung, Art.
15, Abs.5 Landkreisordnung, Art.
15, Abs. 5 Bezirksordnung)

„Was da auf dem Tisch liegt, hat 
mit der bayerischen Verfassung 

und dem Grundgesetz 
nichts mehr zu tun.“

Dr. Klaus Hahnzog 
Bayerischer Verfassungsrichter

Dieses Gesetz ist ein Angriff
auf uns alle!
Inzwischen liegt der Entwurf
für ein (Bundes)-„Integrations-
gesetz“ vor. 
Es ist offensichtlich: Bayerns
Gesetzentwurf treibt die
ganze Republik nach rechts!

Deswegen schließen sich
immer mehr in dem Bündnis
gegen das geplante bayeri-
sche Ausgrenzungsgesetz 
zusammen, um gemeinsame
Aktionen gegen diesen Angriff
auf uns alle zu organisieren.

Aktuelle Informationen unter
www.integrationsgesetz.bayern

Kontakt über AK-gegen-
Rechts.muenchen@verdi.de

Unter dem irreführenden Label „Integrationsgesetz“ plant die bayerische Staatsregierung 
ein Gesetz, das uns alle ins Mark trifft: uns, unsere Solidarität, unsere 

Vorstellung von einem gemeinsamen besseren Leben.


